
Abs. 1 oder zur Anordnung einer Begut­
achtung), zur Anwendung von Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit und zur weiteren Gestaltung der Er­
ziehungsverhältnisse des Jugendlichen un­
terbreiten.

Die Organe der Strafrechtspflege arbei­
ten eng mit den Organen der Jugendhilfe 
zusammen, weil diese nicht nur große 
Sachkunde und Erfahrung auf dem Gebiet 
der Sozialpädagogik besitzen, sondern auch 
weil dann, wenn der straffällig gewordene 
Jugendliche bereits von den Organen der 
Jugendhilfe betreut wird, schon eine Reihe 
von Informationen vorliegen, die für die 
Entscheidung über , die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit genutzt werden können. 
Die Organe der Jugendhilfe haben im 
Strafverfahren gegen Jugendliche wesent­
lich eine beratende, mitwirkende und un­
terstützende Funktion.

Die Organe der. Jugendhilfe sind zur 
Mitwirkung am Strafverfahren verpflich­
tet, wenn sie vom Gericht, Staatsanwalt 
oder Untersuchungsorgan darum ersucht 
werden. Das Gericht, der Staatsanwalt und 
das Untersuchungsorgan haben in jedem 
Einzelfall verantwortungsbewußt zu prü­
fen, ob eine Mitwirkung der Organe der 
Jugendhilfe notwendig ist (§ 71 Abs. 1).

Aber auch in anderen — nicht in § 71 
Abs. 1 genannten — Strafsachen kann die 
Mitwirkung der Organe der Jugendhilfe 
erforderlich sein, wenn sich z. B. heraus­
stellt, daß die Eltern die Erziehung des Ju­
gendlichen ohne staatliche oder gesell­
schaftliche Unterstützung nicht mehr ge­
währleisten können.

Das Ersuchen um Mitwirkung der Or­
gane der Jugendhilfe ist vom Staatsan­
walt oder Untersuchungsorgan zu einem 
möglichst frühen Zeitpunkt des Verfah­
rens schriftlich oder mündlich zu stellen. 
Befindet sich der Jugendliche in einem 
Heim der Jugendhilfe, ist das Ersuchen 
an den Leiter der Einrichtung zu richten.

Das Gericht entscheidet selbständig, ob 
eine Mitwirkung im gerichtlichen Verfah­
ren notwendig ist, unabhängig davon, ob 
die Jugendhilfe bereits im Ermittlungsver­
fahren mitgewirkt hat.

Die Mitwirkungsrechte der Organe der 
Jugendhilfe im Strafverfahren ergeben 
sich aus § 71 Abs. 3.

9.5.
Die besondere 
prozeßrechtliche Stellung 
der Jugendlichen 
und der Erziehungsberechtigten 
im Strafverfahren

Dem jugendlichen Beschuldigten und An­
geklagten stehen grundsätzlich alle Rechte 
zu, die auch Erwachsene in Anspruch neh­
men können. Besonderheiten ergeben sich 
in zwei Richtungen:
a) Die Rechte des jugendlichen Angeklag­

ten können ausnahmsweise einge­
schränkt werden, wenn Nachteile für 
seine Erziehung zu befürchten sind 
(z. B. Ausschluß der Öffentlichkeit für 
eine Verhandlung oder einen Teil der 
Verhandlung — § 211 — oder teilweise 
Ausschließung des jugendlichen Ange­
klagten selbst, wobei er von dem, was 
verhandelt wurde, zu unterrichten ist, 
soweit das für seine Verteidigung not­
wendig ist — § 232 —).

b) Zur Durchsetzung der dem jugend­
lichen Beschuldigten und Angeklagten 
zustehenden Rechte sieht die StPO zu­
sätzliche Garantien vor, so die Beteili­
gung der Eltern und sonstigen Erzie­
hungsberechtigten am gesamten Ver­
fahren und ihre mit umfangreichen 
Rechten ausgestattete Stellung im ge­
samten Verfahren; die Mitwirkung der 
Organe der Jugendhilfe und die unbe­
dingte Gewährleistung des Rechts auf 
Verteidigung u. a. (§ 72).
Paragraph 70 bestimmt die strafprozes­

sualen Rechte und Pflichten der Eltern 
und sonstigen Erziehungsberechtigten. Er­
ziehungsberechtigte sind die Eltern oder 
ein Elternteil. Das Erziehungsrecht kann 
auch den Großeltern oder einem der Groß­
eltern oder einem Ehegatten hinsichtlich 
der nicht von ihm abstammenderi Kinder 
übertragen sein (vgl. §§ 45, 46, 47 FGB).

Nach den Bestimmungen des Familienge­
setzbuches gehört der Vormund nicht zum 
Kreis der Erziehungsberechtigten, sondern 
hat eine besondere rechtliche Stellung. Da 
§ 70 StGB aber nur von Erziehungsbe­
rechtigten spricht, könnten den Jugendli­
chen, die einen Vormund haben, im Straf­
verfahren Nachteile erwachsen. Wenn 
man davon ausgeht, daß zu den Haupt-
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